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(Zurufe	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE	und	Ursula	
Haußmann	SPD)

Das	ist	eine	große	Errungenschaft	im	Koalitionsvertrag.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Zuruf	von	
der	FDP/DVP:	Prima!)

Aber,	Frau	Kollegin	Haußmann	und	Frau	Kollegin	Sitzmann,	
ich	gebe	die	Hoffnung	nicht	auf,	dass	es	darüber	hinaus	ge-
lingt,	weitere	Optionskommunen	zu	erreichen.	Wir	werden	
das	–	da	sind	wir	ehrlich	–	nicht	im	Zuge	einer	Verfassungs-
änderung	bekommen.	Die	war	zu	Zeiten	der	Großen	Koaliti-
on	nicht	durchsetzbar,	und	die	wird	man	jetzt	erst	recht	nicht	
erreichen.	Deswegen	–	es	gibt	Ansätze	–	muss	es	gelingen,	
einfachgesetzliche	Regelungen	zu	schaffen,	um	die	Zahl	der	
Optionskommunen	zu	erweitern	und	denen,	die	optieren	wol-
len,	diese	Möglichkeit	einzuräumen.	Wir	sollten	nicht	so	tun,	
als	ob	deutschlandweit	jeder	Stadtkreis	und	jeder	Landkreis	
diese	Aufgabe	zwingend	annehmen	wolle.	Das	ist	nicht	der	
Fall.	

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Genau!)

Das	wird	in	Mecklenburg-Vorpommern	völlig	anders	gesehen	
als	bei	uns.	Deswegen	sollten	wir	jetzt	nicht	den	Versuch	un-
ternehmen,	eine	einheitliche	Regelung	über	das	ganze	Land	
zu	stülpen.	Vielmehr	muss	die	Perspektive	sein,	Wettbewerb	
zu	ermöglichen,	die	Anzahl	von	69	Optionskommunen	ein-
fachgesetzlich	zu	erweitern.	Dem	steht	der	Koalitionsvertrag	
nicht	entgegen.

Ein	Letztes	–	das	vermisse	ich	in	Ihrem	Antrag;	deswegen	ha-
ben	wir,	auch	wenn	wir	im	Ziel,	liebe	Kollegin	Sitzmann,	in	
vielem	einig	sind,	mit	unserem	Änderungsantrag	einen	ande-
ren	Weg	aufgezeigt	–:	Wir	dürfen	unser	Augenmerk	nicht	nur	
auf	die	Optionskommunen	richten.	Es	muss	uns	auch	darum	
gehen,	denen,	die	diese	Aufgaben	künftig	in	getrennter	Auf-
gabenträgerschaft	übernehmen	wollen,	einen	Kooperations-
vertrag	zu	ermöglichen,	der	einen	maximalen	Anteil	an	kom-
munaler	Verantwortung	und	Kompetenz	zulässt.	Deswegen	
sind	wir	dafür,	Optionen	zu	entfristen,	einfachgesetzliche	Er-
weiterungsmöglichkeiten	zu	schaffen	und	denen,	die	sich	für	
getrennte	Aufgabenträgerschaft	entscheiden	oder	entscheiden	
müssen,	ein	Maximum	an	kommunaler	Verantwortung	zu	er-
möglichen.	Das	sind	wir	den	Menschen	schuldig,	die	darauf	
warten,	dass	wir	ihnen	eine	Perspektive	bieten.	

Herzlichen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	 CDU	 und	Abgeordneten	 der	 FDP/
DVP	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!	–	Abg.	
Karl-Wilhelm	 Röhm	 CDU:	 Bravo!	 –	Abg.	 Ursula	

Haußmann	SPD:	Der	Landrat	hat	gesprochen!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Hausmann	für	die	Fraktion	der	SPD.

Abg. Rudolf Hausmann	SPD:	Frau	Präsidentin,	liebe	Kolle-
ginnen	 und	 Kollegen!	 Lieber	 Kollege	Wolf,	 Sie	 haben	 Ihr	
Statement	mit	der	Aussage	begonnen,	jede	Initiative	zur	Ver-
besserung	der	Situation	der	Betreuung	der	Langzeitarbeitslo-
sen	sei	gut	und	richtig.	Dem	möchte	ich	vorbehaltlos	zustim-
men.	Was	Sie	und	Ihre	Kolleginnen	und	Kollegen	–	nicht	Sie	

selbst,	sondern	Ihre	Kollegen	auf	Bundesebene	–	allerdings	
zusammen	mit	der	FDP	machen,	ist	nicht	gut	und	richtig,

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Doch!	–	Abg.	Dr.	Ul-
rich	Noll	FDP/DVP:	Das	ist	hervorragend!)

sondern	ist	schlecht,	verantwortungslos	und	grottenfalsch.	

(Beifall	 bei	 der	SPD	–	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/
DVP:	Das	ist	hervorragend!)

Ich	möchte	kurz	daran	erinnern	–	die	Erinnerung	muss	nicht	
weit	 zurückreichen;	 es	 genügt	 das	 Kurz-	 und	 Mittelzeitge-
dächtnis	–:	Wir	hatten	vor	dem	Sommer	2009	die	Situation,	
dass	alle	zuständigen	Länderminister	–	die	Kollegin	von	den	
Grünen	hat	es	bereits	gesagt	–	einer	Grundgesetzänderung	zu-
gestimmt	haben.	Wir	hatten	die	Situation,	dass	im	Kabinett	
zwischen	der	SPD,	Frau	Merkel	und	den	Ministerpräsidenten,	
die	dabei	waren	–	auch	denen	von	der	CDU	–,	verhandelt	wur-
de.	Es	lag	ein	fertiges	Konzept,	ein	riesiger	Entwurf	für	eine	
Verfassungsänderung	vor.	Letztlich	ist	das	Ganze	in	der	Bun-
destagsfraktion	der	CDU/CSU	gescheitert,	nachdem	sich	al-
le	schon	einig	gewesen	waren.	Zu	denen,	die	einer	Grundge-
setzänderung	zugestimmt	hatten,	zählte	auch	die	komplette	
Landesregierung	Baden-Württembergs	und	nicht	nur	die	Frau	
Sozialministerin.

Jetzt	war	alles	nicht	mehr	wahr.	Offensichtlich	wurde	das	Gan-
ze	aus	wahltaktischen	Gründen	verworfen.	Damit	war	dies	ei-
ne	Ohrfeige	nicht	nur	für	die	Kommunen,	Herr	Wolf	–	denn	
die	sollten	auf	gleicher	Augenhöhe	mit	der	Bundesagentur	ver-
handeln	und	agieren	können	–,	sondern	auch	für	die	Beschäf-
tigten,	deren	Verträge	im	Jahr	2010	auslaufen,	und	vor	allem	
für	die,	die	in	einer	entsprechenden	Situation	sind	und	betreut	
werden	müssen.

Wenn	wir	uns	jetzt	anschauen,	was	weiter	passiert,	stellen	wir	
zunächst	fest,	dass	wir	einen	Wahlkampf	erlebt	haben,	in	den	
die	FDP	mit	dem	Wunsch	hineingegangen	ist,	die	ganze	Bun-
desagentur	aufzulösen.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Sehr	richtig!	Gute	Sa-
che!	–	Gegenruf	der	Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Hät-

tet	ihr	es	doch	in	Berlin	richtig	durchgesetzt!)

Wir	haben	eine	CDU,	die	offensichtlich	für	eine	Grundgesetz-
änderung	eintritt.	Was	kommt	im	Koalitionsvertrag	heraus?	
Herr	Kollege	Wolf,	das	muss	man	schon	lesen,	und	des	Le-
sens	sind	wir	mächtig.	Wir	müssen	darüber	diskutieren,	mehr	
vielleicht	 nicht.	 Im	 Koalitionsvertrag	 steht	 eindeutig:	 Zer-
schlagung	der	Arbeitsgemeinschaften.	Darin	steht	eindeutig:	
eine	Doppelstruktur	aufbauen	–	also	Bürokratie	aufbauen	–,	
getrennte	Aufgabenwahrnehmung	und	nicht	mehr	 eine	Be-
treuung	aus	einer	Hand.	Das	steht	ausdrücklich	so	in	dem	Ver-
trag.	Damit	–	das	sage	ich	Ihnen	–	haben	Sie	eine	Zentralisie-
rung	besiegelt	und	keine	Dezentralisierung,	wie	Sie	es	hier	
am	Mikrofon	gerade	eingefordert	haben.

(Zuruf	von	der	CDU:	Oh!)

–	So	ist	das.	Wenn	Sie	das	nachlesen,	dann	sehen	Sie:	Das	
steht	genau	so	drin.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	„Zerschlagung“	steht	
nicht	drin!)
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In	Ihrem	Koalitionsvertrag	steht	zwar,	wir	müssten	versuchen,	
die	Kompetenzen	von	Agentur	und	Kommunen	zu	bündeln,

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Genau!)

doch	heißt	es	im	gleichen	Satz:	bei	getrennter	Aufgabenwahr-
nehmung.	 Dann	 ist	 noch	 vom	 Ziel	 einer	 bürgernahen,	 ein-
fachen	Verwaltung	die	Rede,	und	an	gleicher	Stelle	steht:	aber	
mit	getrennter	Aufgabenwahrnehmung	und	ohne	Grundgesetz-
änderung.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	hat	uns	das	Bun-
desverfassungsgericht	 vorgeschrieben!	 –	 Gegenruf	

des	Abg.	Georg	Nelius	SPD:	Quatsch	mit	Soße!)

Wenn	man	jetzt	meint,	das	sei	nicht	genug,	und	ein	bisschen	
weiter	recherchiert,	stellt	man	fest:	Es	gibt	eine	Internetseite,	
die	„abgeordnetenwatch“	heißt.	Auf	dieser	Seite	hat	eine	in-
teressierte	Bürgerin	am	27.	Oktober	2009	gefragt	–	ich	zitiere	
das	jetzt	–:	

Bitte teilen Sie mir mit, welche Gründe dazu geführt ha-
ben, dass CDU, CSU und FDP eine so verheerende Lö-
sung zur Umsetzung des Bundesverfassungsgerichtsur-
teils gewählt haben. 

Herr	Dr.	Brauksiepe	–	das	war	in	der	letzten	Legislaturperio-
de	der	arbeitsmarktpolitische	Sprecher	der	CDU/CSU-Frak-
tion;	 er	 ist	 inzwischen	 Parlamentarischer	 Staatssekretär	 im	
Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	–	antwortet	fol-
gendermaßen:	

Die Koalitionspartner haben sich darauf verständigt, die 
Aufgabenwahrnehmung im Bereich des SGB II ohne Än-
derung des Grundgesetzes neu zu regeln. Dies ist nicht 
die von der Union bevorzugte Lösung, weil sie – wie Sie 
zu Recht anmerken – zusätzliche Bürokratie verursacht. 

Damit	nicht	genug;	es	geht	weiter:

Wir müssen diesen Weg allerdings so gehen, weil die SPD 
sich klar festgelegt hat, eine Verfassungsänderung in die-
sem Bereich nicht mitzutragen.

(Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)	

Das	schlägt	natürlich	dem	Fass	den	Boden	aus.	Also	die,	die	
eine	Verfassungsänderung	betrieben	haben,	werden	von	de-
nen,	die	in	unverantwortlicher	Weise	diese	Verfassungsände-
rung	gekippt	haben,	noch	beschuldigt,	sie	würden	selbst	nicht	
für	die	Verfassungsänderung	eintreten.	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	ist	eine	unsaubere	Art,	
Politik	zu	machen,	und	wenn	das	zum	Stil	der	neuen	Regie-
rung	wird,	dann	schwant	mir	ganz	Böses.	Man	kann	bei	die-
ser	Dreistigkeit,	mit	der	der	Mann	hier	auftritt,	eigentlich	fast	
sprachlos	werden.	

Ich	 sage	 Ihnen	–	bei	 allen	Unterschieden	 in	der	Einzelein-
schätzung	–:	Ich	bin	es	zumindest	hier	im	Haus	nicht	gewohnt,	
dass	man	so	unseriös	mit	der	Wahrheit	umgeht	und	sozusagen	
Verantwortung	für	eigenes	Tun	auf	einen	anderen	schiebt.	

(Glocke	der	Präsidentin)	

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Ich	darf	Sie	bitten,	
zum	Ende	zu	kommen.	

Abg. Rudolf Hausmann	SPD:	Ich	komme	zum	Schluss.	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	wir	brauchen	einen	öffent-
lich	geförderten	Arbeitsmarkt	für	den	Bereich	der	Langzeit-
arbeitslosen,	wir	brauchen	eine	Dezentralisierung,	eine	ver-
antwortliche	Ausübung	der	Betreuung	der	Langzeitarbeitslo-
sen	vor	Ort	ohne	zentralistische	operative	Eingriffe,	und	wir	
brauchen	gleichzeitig	Zielsetzungen,	die	auf	der	Bundesebe-
ne	von	den	Kommunalvertretungen,	von	den	Spitzenverbän-
den,	von	den	Ministerien,	von	der	Bundesagentur	festgelegt	
werden	 –	 Zielvorgaben,	 nicht	 operative	 Eingriffsmöglich-
keiten.	 Nur	 so	 erzielen	 wir	 eine	 ordentliche	 Lösung.	 Dazu	
brauchen	wir	auch	eine	Grundgesetzänderung.	

Ich	bedanke	mich	für	Ihre	Aufmerksamkeit.	

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	
Sehr	gut,	Rudolf!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Dr.	Noll	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP.

Abg. Dr. Ulrich Noll	FDP/DVP:	Frau	Präsidentin,	verehrte	
Kolleginnen	und	Kollegen!	Mich	verwundert	jetzt	schon,	Herr	
Hausmann:	Irgendwann	hat	man	bei	den	Argumentationsket-
ten	nicht	mehr	verstanden:	FDP	oder	SPD?	

(Abg.	Stephan	Braun	SPD:	Den	Unterschied	kennen	
wir	schon	noch!)

Jedenfalls	habe	ich	gelernt,	dass	die	SPD	eigentlich	immer	auf	
die	zentralen	Lösungen	setzt	–	nicht	Sie	persönlich.	Denn	es	
ist	schon	bekannt,	dass	wir	uns	hätten	vorstellen	können,	die	
Bundesagentur	weitgehend	auf	überregionale	oder	gar	inter-
nationale	Aufgaben	zu	beschränken	und	die	anderen	Aufga-
ben	noch	viel	stärker	zu	dezentralisieren.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ru-
dolf	Hausmann	SPD:	Weshalb	machen	Sie	es	denn	
nicht?	–	Gegenruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	

Ruhig	bleiben!)

–	Ja,	es	ist	wieder	einmal	ein	Kompromiss.	Aber	jetzt	einmal	
ganz	ruhig:	

Herr	Wolf	 weiß,	 wovon	 er	 spricht,	 weil	 er	 als	 Landrat	 im	
Landkreis	Tuttlingen	selbst	optiert	hat.	Wenn	man	jetzt	wirk-
lich	einmal	unvoreingenommen	liest,	was	im	Koalitionsver-
trag	steht,	dann	stößt	man	genau	darauf:	Wir	wollen	die	Stär-
kung	der	dezentralen	Hilfen	aus	einer	Hand.	Das	beginnt	da-
mit,	dass	ganz	klar	von	einer	Entfristung	der	Optionskommu-
nen	gesprochen	wird.	Nicht	im	Vertrag	steht	–	aber	dass	sich	
das	ändert,	daran	wollen	wir	gemeinsam	arbeiten	–,	dass	man	
eine	einfachgesetzliche	Grundlage	macht,	dass	die,	die	es	kön-
nen	und	wollen	–	Sie	wissen	auch,	dass	es	nicht	überall	so	ist	
–,	noch	ausweiten	dürfen.	Denn	wir	wollen	in	der	Tat	vom	
Menschen	her	denken,	und	wir	wollen	Hilfen	aus	einer	Hand.	
Das	kann	natürlich	am	besten	dezentral	in	der	Kommune	ge-
leistet	werden.

Das	IAW	hat	z.	B.	einmal	eine	Untersuchung	gemacht.	Da-
nach	 haben	 Optionskommunen	 in	 bestimmten	 Bereichen,	
nämlich da, wo es um Langzeitarbeitslose mit Defiziten im 
Bildungsbereich,	mit	zusätzlichen	Handicaps	usw.	geht,	deut-
lich	bessere	Erfolge	als	da,	wo	es	eigentlich	eher	um	Arbeits-




